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Allgemeine Chronik
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Energie
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Als Erstrat nahm der Standerat im Dezember 2016 die Debatte Uber das Bundesgesetz
zum Um- und Ausbau der Stromnetze auf. Passend zu den Zielen der Energiestrategie
2050 hatte der Bundesrat im April 2016 eine Botschaft zum Um- und Ausbau der
Stromnetze an das Parlament gerichtet. Diese Stromnetzstrategie soll sicherstellen,
dass das Elektrizitatsnetz den zukilnftigen Ansprichen gerecht wund die
Versorgungssicherheit gewahrleistet wird. Die UREK-SR hatte die Vorlage mit einigen
kleineren Anderungen gutgeheissen. Die Standekammer trat denn auch ohne
Gegenantrag ein. Mit der Annahme eines Kommissionsvorschlags  zur
Plangenehmigungspflicht von Schwachstromanlagen schuf der Rat eine Differenz zum
Bundesrat. Weiteren kleinen Anderungen stimmte auch Bundesratin Leuthard zu. Der
Sténderat nahm  einen  Einzelantrag Engler (cvp, GR) bezlglich  der
Plangenehmigungspflicht an, lehnte den Antrag Engler zum Enteignungsverfahren
hingegen ab. Mit einigen Differenzen in Detailfragen nahm die kleine Kammer den
Entwurf schlussendlich einstimmig an. Der Stédnderat stimmte weiter auch der
Abschreibung der folgenden Geschafte gemass der Botschaft des Bundesrates zu:
09.4041,10.3348,10.4082, 11.3408, 11.3423, 11.3458, 12.3312 und 12.3843."

Standeratin Haberli-Koller (cvp, TG) reichte im Marz 2016 eine Motion ein, mit der sie
die Erstellung von Transformatorenstationen und anderen elektrischen Anlagen
ausserhalb der Bauzone einfacher ermdglichen will. Die dezentrale Energieversorgung
aus erneuerbaren Quellen stelle neue Anforderungen an die Netze, weshalb neue
Transformatorenstationen und andere Anlagen nétig wirden. Ausserhalb der Bauzone
gebe es bei den Plangenehmigungen solcher Anlagen oft grosse Verzégerungen. Der
Bundesrat solle Gesetzesdnderungen vorlegen und die Realisierung von elektrischen
Anlagen ausserhalb der Bauzone einfacher, schneller und kostenglinstig machen. In
seiner Stellungnahme vom Mai 2016 betonte der Bundesrat indes die Bedeutung der
Raumplanung und lehnte normative Eingriffe in den Ermessensspielraum der
Genehmigungsbehdérde zum Zweck der Verfahrensbeschleunigung ab.

Der Stédnderat nahm die Motion im Juni 2016 trotzdem mit 37 zu einer Stimme an. Die
UREK-NR empfahl der grossen Kammer, die Motion abzulehnen. Eine Minderheit Vogler
(csp, OW) beantragte jedoch die Annahme der Motion. Obschon Bundesréatin Leuthard
mehrfach darauf hinwies, dass das Eidgendssische Starkstrominspektorat Esti und das
Bundesamt fir Raumentwicklung ARE bereits dazu angehalten seien, Bagatellfélle
erleichtert zu behandeln, fand der Minderheitsantrag Vogler eine Mehrheit: Mit 122
gegen 57 Stimmen (keine Enthaltungen) nahm der Nationalrat die Motion im Dezember
2016 an. ?

In der Wintersession 2016 behandelte die kleine Kammer als Erstrat eine
parlamentarische Initiative der UREK-SR zur Streichung von Vorrédngen im
grenziberschreitenden Ubertragungsnetz. Diese Anderung im Stromversorgungsgesetz
soll die Vorréange zugunsten der Grundversorgung und der erneuerbaren Energien
streichen. Diese wirden sich in der Praxis nicht bewadhren und seien systemfremd,
versicherte Werner Luginbihl (bdp, BE) im Namen der Kommission, welche die
parlamentarische Initiative einstimmig zur Annahme empfahl. Nachdem auch
Bundesratin Leuthard dargelegt hatte, dass sie die Gesetzesanderung begrisse, trat der
Standerat ohne Gegenantrag auf die Vorlage ein und nahm sie einstimmig (bei 2
Enthaltungen) an. ®
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Netz und Vertrieb

Mit einem im Jahr 2015 eingereichten Postulat wollte der Walliser Nationalrat Mathias
Reynard (sp) vom Bundesrat wissen, ob statt der geplanten - und im Kanton Wallis stark
umstrittenen - elektrischen Oberleitung auch der Bau einer unterirdischen
Hochspannungsleitung zwischen Chamoson (VS) und Ulrichen (VS) in die Planung des
Schweizer Stromnetzes aufgenommen werden kénnte. Der Postulant argumentierte,
dass durch Freileitungen viele negative Effekte in den Bereichen Gesundheit sowie
Larmbelastung fur die Anwohnerinnen und Anwohner entstinden und das
Landschaftsbild, der Wert der Liegenschaften und der Tourismus darunter leiden
wirden. Eine entsprechende Machbarkeitsprifung durch Fachleute im Auftrag des
Kantons Wallis sei positiv ausgefallen. Zudem sei es moglich, dass das Parlament eine
Erdverkabelungspflicht fir Hochspannungsnetze ins StromVG (Bundesgesetz zum Um-
und Ausbau der Stromnetze) aufnehme, mutmasste der Postulant.

Dem entgegnete Energieministerin Doris Leuthard in der Frihjahrssession 2017 im
Nationalrat, dass aufgrund des stédnderéatlichen Erstrat-Entscheids in den Beratungen
zum Um- und Ausbau der Stromnetze wohl keine Bodenverlegungspflicht fur
Hochspannungsleitungen ins Gesetz kommen werde. Zudem sei es nicht angebracht, in
laufende Verfahren einzugreifen; Beschwerden gegen den Plangenehmigungsentscheid
fur den Bau der Hochspannungsleitung seien derzeit beim Bundesgericht hangig. Der
Nationalrat liess sich jedoch von der ablehnenden Haltung des Bundesrats nicht
Uberzeugen und nahm das Anliegen mit 127 zu 60 Stimmen bei finf Enthaltungen an. *

In der Differenzbereinigung zum Bundesgesetz zum Um- und Ausbau der Stromnetze
beriet der Standerat im September 2017 wieder Uber die Vorlage. Die kleine Kammer
wollte vom nationalratlichen Entscheid zur Auslagerung der Fragen rund um die
Durchschnittspreismethode in eine zweite Vorlage nichts wissen und hielt an der
eigenen Losung fest. Mit dieser wurde die Durchschnittspreismethode nicht mehr
angewendet; Stromunternehmen mussten Gewinne aus dem Zukauf von billigem,
auslandischem Strom nicht mehr mit den Kosten der eigenen Produktion verrechnen.
Die von der Liberalisierung vorerst ausgenommenen Kleinkunden mussten den héheren
Preis der inlandischen Produktion zahlen. Bundesratin Leuthard bezeichnete dieses
Vorhaben der kleinen Kammer als bedenklich und rief im Plenum in Erinnerung, dass
diese Fragen gar nichts mit dem Um- und Ausbau der Stromnetze zu tun hatten.
Trotzdem mochte eine Mehrheit im Rat nicht auf den Entscheid des Nationalrates
einschwenken. Auch bezlglich Verkauf und Installation von intelligenten Messsystemen
durch die Netzbetreiber blieb der Stédnderat bei seiner Ansicht. Damit blieben die
wichtigsten Differenzen bestehen. ®

Im September 2017 behandelte der Nationalrat wieder das Bundesgesetz zum Um- und
Ausbau der Stromnetze. Nationalrat Nussbaumer (sp, BL) erklarte fir die UREK-NR,
dass die Kommission in vier kleineren Differenzen auf die Linie des Sténderates
eingeschwenkt sei, die beiden wichtigsten Differenzen aber aufrechterhalten wolle.
Man erwarte erstens vom Stédnderat, dass dieser die Auslagerung der gesetzlichen
Regelung der Durchschnittspreismethode in eine zweite Vorlage als Teil der
Kompromisssuche akzeptiere. Zweitens wolle es die Kommission den Endverbrauchern
offenhalten, der Installation und dem Betrieb von intelligenten Steuer- und
Regelsystemen zuzustimmen. Deren Betrieb sei nicht automatisch dem Netzbetreiber
zu Uberlassen. Bundesratin Leuthard erléduterte wie schon in den vorangegangenen
Debatten in dieser Sache, weshalb dem Ansinnen des Standerates bezuglich der
Durchschnittspreismethode nicht nachzukommen sei. Sie begrusste die Haltung der
UREK-NR. Der Rat folgte seiner Kommission einstimmig. °

Zu Beginn der Wintersession 2017 lag der Ball in der Debatte um das Bundesgesetz zum
Um- und Ausbau der Stromnetze wieder beim Stédnderat. Hauptdifferenz war immer
noch die sogenannte ,Wasserkraft-Klausel®, die eine rickwirkende Aufhebung der
Durchschnittspreismethode enthélt und vom Sténderat eingefihrt worden war, vom
Nationalrat aber abgelehnt wurde. Eine Minderheit Zanetti (sp, SO) zog ihren Antrag auf
Zustimmung zum Nationalrat zurtck und begrindete dies mit den Schritten, mit
welchen der Standerat geméss dem Vorschlag der UREK-SR auf den Nationalrat zuging.
So sollte die Ruckwirkung auf finf Jahre beschrankt und die Pflicht zur Anwendung der
Durchschnittspreismethode nicht aufgehoben, aber mit Ausnahmen versehen werden.
Preisvorteile mussten nicht an die gebundenen Bezuger weitergegeben werden, wenn
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diese Strom aus erneuerbaren Energiequellen bezdgen. Fur Strom aus inlandischen
Kraftwerken, die keine Unterstltzung erhalten, soll es das Recht geben, auf die
Durchschnittspreismethode zu verzichten. Bundesratin Leuthard bezeichnete diese
Vorschlage als diskriminierend und unfair und wollte .klar darlegen, dass das [...] nicht
wahnsinnig klug ist.™ Der Stéanderat liess sich von diesem Votum nicht beirren und hielt
an der angepassten Wasserkraft-Klausel fest.

Auch eine zweite Differenz blieb bestehen: Der Standerat hielt daran fest, das
Messwesen dem Netzbetrieb zuzurechnen. Hingegen gab die kleine Kammer bei den
intelligenten Steuer- und Regelsystemen nach: Netzbetreiber dirfen die Systeme nur
nach der aktiven Zustimmung durch die Konsumenten installieren. ’

Mittels eines Postulats forderte Nationalrat Jirg Grossen (glp, BE) vom Bundesrat einen
Bericht, der aufzeigen soll, wie hoch der jahrliche Energieverbrauch von steuerbaren
Geraten wie Elektroboiler, Speicherheizungen, Warmepumpen, Pumpspeicher usw. in
der Schweiz ist. Hintergrund dieses Begehrens war die Frage nach der Vereinbarkeit der
Foérderung erneuerbarer Energien, wie sie im ersten Massnahmenpaket der
Energiestrategie 2050 festgehalten ist, und dem heutigen, Uber den Tagesverlauf
schwankenden Stromkonsumverhalten. Mit der Forderung der alternativen
Energiequellen (v.a. Sonne und Wind) und der geplanten Abschaltung der
Atomkraftwerke wird die konstante Stromproduktion (Bandstrom) teilweise wegfallen
und die Energieproduktion wird ebenfalls Uber den Tagesverlauf schwanken. Schon seit
langerer Zeit drosseln die Stromanbieter mittels der Rundsteuertechnik den
Energieverbrauch von steuerbaren Gerdaten wie beispielsweise Boilern zu
Spitzennachfragezeiten, beziehungsweise stltzen ihn bei StromUberangebotszeiten,
um die Nachfrage an das Bandstromangebot anzupassen. In einer neuen Form soll nun
die Rundsteuertechnik auch bei den erneuerbaren Energien eingesetzt werden. Der
geforderte Bericht soll zeigen, wie viel Strom solche steuerbaren Gerate gesamthaft
verbrauchen, wie viele Einschaltzyklen derzeit schon absichtlich in preisglnstigere
StromUberangebotszeiten verschoben werden, welche Chancen und Risiken mit
weniger Bandstrom einhergehen und ob allfallige Massnahmen zu treffen sind, so etwa
ein Systemumbau bei der Rundsteuerung.

Der Bundesrat hatte im Vorfeld der Ratsdebatte zur Ablehnung des Postulats geraten
und dies mit dem Verweis auf den Bericht zum Postulat Nordmann begrindet. In
diesem Bericht habe der Bund bereits viele Analysen zum Stromverbrauch
vorgenommen, jedoch keine Analysen zum Stromverbrauch Uber den Tagesverlauf
gemacht, wie dies das vorliegende Postulat erfordere. Eine Untersuchung Uber den
Tagesverlauf wlrde einen grossen Aufwand mit sich bringen. Im Rat betonte
Bundesratin Doris Leuthard, dass diese Untersuchung zudem ein «Business Case» sei,
also wirtschaftliche Interessen seitens der Strombranche an einer solchen Analyse
bestlnden, und es deshalb im Sinne einer Schonung der Bundesressourcen nicht die
Aufgabe des Staates sei, hier aktiv zu werden. Grossen vertrat hingegen die Meinung,
dass das BFE die Daten mit geringem Aufwand einfach zusammentragen kénne, da beim
Einbau solcher Geréate diverse Formulare auszuflllen seien und die Angaben zum
Stromverbrauch bei den Unternehmen bereits bestiinden. Das Begehren schien die
Mehrheit der grossen Kammer, mit Ausnahme der SVP- und CVP-Fraktion zu
Uberzeugen, sodass der Nationalrat das Postulat mit 104 gegen 84 Stimmen bei 4
Enthaltungen annahm. ®

1) AB SR, 2016, §. 1053 ff.; NZZ, 9.12.16

2) ABNR, 2016, S. 2234 ff.; AB SR, 2016, S. 498 f.
3) AB SR, 2016, 5. 1235 f.

4) ABNR, 2017, S. 330 f.

5) AB SR, 2017, S. 584 ff.

6) AB NR, 2017, S. 1538 ff.

7) AB SR, 2017, S. 822 ff.

8) AB NR, 2018, $.313 ff.
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